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DiewahrenKostenderAtomenergie
Eine Laufzeitverlängerung der deutschen AKW soll angeblich den Zugang zu kostengünstiger Energie verbessern – ein Trugschluss

ACHIM BRUNNENGRÄBER

I n der Schweiz, nahe der deut-
schen Grenze zu Baden-Würt-
temberg, soll ein Tiefenlager
für sämtliche radioaktiven Ab-

fälle gebaut werden, die im Land er-
zeugt wurden. So hat es die Natio-
nale Genossenschaft für die Lage-
rung radioaktiver Abfälle (Nagra)
Mitte September 2022bekannt gege-
ben. Bis das Lager gebaut sein wird,
werden noch Jahrzehnte vergehen.
Läuft alles nach Plan, soll die Einla-
gerung in Nördlich Lägern im Jahr
2050 beginnen; über 80 Jahre, nach-
demdas ersteAtomkraftwerk (AKW)
in der Schweiz Stromerzeugt hat. Im
Jahr 2125 (!) soll es verschlossenwer-
den. Für 100.000 Jahre soll das Tie-
fenlager dann, so sieht es der Plan
vor, den strahlenden Atomabfall so
sicherwienurmöglich vordenMen-
schenundderUmwelt abschirmen.

Niemals frei vonGefahr

Ortswechsel: In der Nacht zum 04.
März 2022 ist in der Ukraine im
Atomkraftwerk in Saporischschja
nach Kampfhandlungen erstmals
einFeuer ineinemGebäude fürAus-
bildungszwecke ausgebrochen. Seit-
her ist dasAKW,dasmit einemrussi-
schen Druckwasserreaktor ausge-
stattet und Europas größtes AKW ist,
zum strategischen Kampfplatz im
Angriffskrieg Russlands gegen die
Ukraine geworden. Die russische
und die ukrainische Regierung be-
schuldigen sich gegenseitig, das
AKW und die umliegende Infra-
struktur angegriffen zu haben. Die
Internationale Atomenergie-Organi-
sation (IAEO) warnte Anfang Sep-
tember davor, dass sich das Risiko
einer Nuklearkatastrophe „signifi-
kant erhöht“ hat.

HabenbeideEreignisse etwasmit
der Debatte in Deutschland über
denStreckbetrieb,dieEinsatzreserve
oder die Laufzeitverlängerung von
AKW zu tun? Auf den ersten Blick
nicht. Die Debatte ist vor allem da-
von geprägt, dass vieles ungesagt
bleibt (wie in demBeitrag vonUlrich
Waas, Berliner Zeitung vom 13. Sep-
tember 2022). Das hat System: Die
jahrzehntelange und unerledigte

Entsorgung des Mülls wird von der
Atomlobby ebenso wenig themati-
siert wie der Zusammenhang zwi-
schen der vermeintlich zivilen und
der militärischen Nutzung der
Atomenergie (anders Ute Rippel-
Lau vonden InternationalenÄrzt:in-
nen für dieVerhütungdesAtomkrie-
ges in der Berliner Zeitung vom
21. September 2022).

Dagegenwaren es doch fundierte
Argumente, unvorhergesehene Ka-
tastrophen und immer wieder Zwi-
schenfälle wie Leckagen, Brände
oder Kurzschlüsse, die den Ausstieg
aus der Atomkraft begründeten und
nahelegten. Begleitet wurde dies
stets vongroßem, gesellschaftlichem
Engagement der Anti-Atom-Bewe-
gung, die auf die Probleme und Ge-
fahren immer wieder hingewiesen
hat. Der Alterungsprozess von AKW
schreitet weltweit voran und liegt im
Durchschnittbeiüber30, indenUSA
sogarbeiüber40 Jahren.DieReakto-
ren der drei letzten Atomkraftwerke
in Deutschland, um die es geht, sind
betagte 34 Jahre alt. Die letzten Si-
cherheitsüberprüfungen fanden
dort 2009 statt. Zusammen genom-
men gab es in den drei verbleiben-
den Reaktoren 407 meldepflichtige
Ereignisse.

Letztlich besteht das Prädikat der
Sicherheit nur so lange, wie keinUn-
fall eintritt. Frei vonderGefahr eines
Super-GAUs werden AKW nie sein.
Ob die Reaktorkatastrophe durch
Baumängel und Bedienungsfehler
(Tschernobyl 1986), einem heftigen
Erdbeben und in der Folge eines
riesigen Tsunamis (Fukushima
2011) oder durch Kriegshandlun-
gen und Terrorismus verursacht
wird (so die Gefahr am AKW Sapo-
rischschja); die Ereignisse haben
eines gemeinsam: Sie machen uns
die Unbeherrschbarkeit der Hochri-
sikotechnologie deutlich.

Zwar weisen die IAEO oder Si-
cherheitskommissionen darauf hin,
dass solcheAnlagenwederZiel einer
Drohung noch Ziel der Anwendung
militärischer Gewalt werden dürfen.
Wir erleben aber gerade, dass solche
Warnungen im Kriegsfall null und
nichtig sind. Auch von obertägigen
Zwischenlagern für hochradioaktive

Abfälle gehen vor diesem Hinter-
grundRisikenaus. Vorhaben fürTie-
fenlager in Finnland (Onkalo),
Schweden(Östhammar), Frankreich
(Bure) oder inder Schweiz (Nördlich
Lägern) werden alsModellvorhaben
angeführt. Sie sollen zeigen, dass die
Entsorgungsfrage im Prinzip lösbar
ist. Der Atommüll wird aber auch in
diesen Ländern noch viele Jahr-
zehnte obertägig zwischengelagert
werden.

Auch die Kosten werden im Zeit-
verlauf erheblich steigen – sie sind
ebenfalls unberechenbar. Der Rück-
bau der AKW in Rheinsberg und
Greifswald (Lubmin) sollte 2015
noch 4,2Milliarden Euro kosten, da-
nach wurden vom Rückbaubetrei-
ber, den bundeseigenen Energie-
werken Nord (EWN), 6,6 Milliarden
veranschlagt. Aber auch diese
Summe aus dem Jahr 2016 wird mit
Sicherheit nicht ausreichen.

In der Schweiz lassen sich die
Kosten auch nach Bekanntgabe des
konkreten Standortes kaum bezif-
fern. Nach einer Schätzung aus dem
Jahr 2021 wird von 20 Milliarden
Schweizer Franken ausgegangen.
Für Kompensationszahlungen an
die umliegenden Gemeinden in der
Grenzregion sind 800 Millionen
Franken imGespräch.Niedrig ist der
Preis fürAtomstromnurdann,wenn
er nicht die ganze Wahrheit sagt –
undauchandereUmweltkosten,wie
sie etwa beim Uranabbau anfallen,
verschwiegenwerden.

Der Abbau geht außerdem mit
der Vertreibung von indigenen
Völkern, Brandrodungen oder der
Verunreinigung von Grundwasser

einher. Solche Ungerechtigkeiten
gehören sowohl im globalen Sü-
den (Brasilien oder Kasachstan)
wie auch im globalen Norden
(etwa Kanada) zur Atomenergie,
kommen aber in den Bilanzen der
Betreiberfirmen nicht vor.

Insgesamt 24,1 Milliarden
Euro wurden von den deutschen
AKW-Betreibern am 3. Juli 2017
auf die Konten einer öffentlich-
rechtlichen Stiftung überwiesen.

Die Stiftung verwaltet den „Fonds
zur Finanzierung der kerntechni-
schen Entsorgung“ (KENFO). Ihr
Ziel ist eine Vervielfachung der
Rücklagen innerhalb dieses Jahr-
hunderts vor dem Hintergrund
des für 2099 angenommenen
Preisniveaus auf insgesamt 169,8
Milliarden Euro. Bei der Berech-
nung wurde von einem niedrigen
Inflationsniveau von jährlich
1,6 Prozent (!) ausgegangen; der-
zeit liegt sie bei knapp 8 Prozent.

Jegliche finanziellen Risiken
undVerantwortlichkeiten der zent-
ralen Zwischen- und Endlagerung
sind mit dem Fonds an die Gesell-
schaft übergangen; sie wurden ver-
gemeinschaftet. Beim Neubaupro-
jekt in Großbritannien, das immer
teurer wird und dessen Fertigstel-
lung dem Zeitplan weit hinterher-
hinkt, ist das nicht anders: Für Hin-
kley Point C hat die britische Regie-
rung eine garantierte Einspeisever-
gütung für den erzeugten Strom
über 35 Jahre und einen Inflations-
ausgleich zugesagt.

Ohne staatliche Subventionen
würde auf der ganzenWelt kein ein-
zigesAKWmehrgebautwerden.Von
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Wirtschaftlichkeit und einer kosten-
günstigen Stromproduktion kann
nicht die Rede sein. Schließlich lässt
sich Atomstrom nicht CO2-frei er-
zeugen. Sicher, Atomstrom emit-
tiert in der Erzeugung zwar im Ver-
gleich zu Kohle- oder Gaskraftwer-
kenweniger CO2, aber klimafreund-
lich ist er deshalb noch lange nicht.
Die klimaschädlichen Emissionen
entstehen besonders vor und nach
der Stromerzeugung, etwa beim
Kraftwerksbau sowie beimRückbau,
den umfangreichen Baumaßnah-
men zur Zwischen- und Endlage-
rung sowie beim Transport der ra-
dioaktivenAbfälle.

Kommenwir zumKernargument
für den Streckbetrieb oder die Lauf-
zeitverlängerung: Der Stromanteil
aus den drei laufenden AKW betrug
im 1. Quartal 2022 nur noch rund 6
Prozent an der Stromerzeugung in
Deutschland. Für die Wärmeversor-
gungderHaushalte,diemitGasoder
Öl heizen, bringt das nicht viel. Der
Bundesverband der Energie- und
Wasserwirtschaft BDEW schätzte
das Potenzial der AKW, Gaskraft-
werke in der Stromproduktion zu er-
setzen, auf rund drei TWh, das ent-
spricht 0,6 Prozent des Gesamtver-
brauchs im Jahr 2020/21. Nach dem
sogenannten Zweiten Stresstest liegt
die Einsparung bei Gas nur im Pro-
millebereich.

Warum also dieser Hype pro
Atomenergie, der sich gegen den
Ausstiegsbeschluss wendet, der
nach jahrzehntelangen gesell-
schaftlichen Auseinandersetzun-
gen 2011 gefasst wurde und die
Transformation in eine sichere und
nachhaltige Energieversorgung
einleiten sollte? Es handelt sich um
das letzte Aufbäumen einer alten
Denkschule, in der zentralistische
Versorgungssysteme und insbe-
sondere die Atomenergie langfris-
tig gerettet werden sollen. In der
Krise wird die Chance dafür gese-
hen. Von den verbliebenen Atom-
kraftlobbyisten wird dazu aufgeru-
fen, alte Grabenkämpfe zu über-
winden und für einen größeren
Realitätsbezug plädiert.

Dagegen haben die Atomkraft-
gegner jahrzehntelang auf die

Gefahren der Hochrisikotechno-
logie in Friedens- (vermeintlich
zivile Nutzung), wie in Kriegszei-
ten (Atombombe) hingewiesen.
Wir wären, hätte die Vernunft in
den 1970/80er-Jahren gesiegt,
heute in einer völlig anderen Si-
tuation. Damals wurde der profi-
table, aber höchst riskante
„harte“ Weg des Zentralismus in
der Energieversorgung gewählt,
während Zukunftsforscher wie
Robert Jungk bereits damals ein-
dringlich auf den „sanften Weg“
(1980) hinwiesen: die größtmög-
liche und dezentrale Nutzung un-
erschöpflicher Energiequellen
wie Solarenergie, Wind- und
Wasserkraft oder Geothermie.

Der Kern der Zeitenwende

Vor allem junge Menschen sehen
heute, dass dies eine Fehlentschei-
dung war. Aufgrund der Erfah-
rungendesKrieges, derdie europäi-
sche Energiewirtschaft vor im-
mense Herausforderungen stellt,
und der technischen Möglichkei-
ten, die heute bestehen, muss da-
gegen die Energiewende vorange-
bracht werden. Das Primat der
Energieunabhängigkeit und der Zu-
kunftsfähigkeit müssen neben allen
Maßnahmen zur Gewährleistung
der Versorgungssicherheit im Vor-
dergrund stehen.

Für den Übergang ins Zeitalter
der erneuerbaren Energien sind
AKW – gerade in Kriegszeiten und
auch bei möglichen Versorgungs-
engpässen in Deutschland – im
Wärmebereich völlig irrelevant. Je
früher der Ausstieg erfolgt, desto
weniger Aufgaben, Risiken und
Kosten werden an nachfolgende
Generationen überantwortet. Im
Ausbau der erneuerbaren Energien
liegt der Kern der Zeitenwende,
nicht im Fortschreiben von Prob-
lemen, die ungesagt bleiben.
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